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Antrag des Redaktionsausschusses* vom 17. Mai 2001

3778 b
Einführungsgesetz 
zum Gleichstellungsgesetz 
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom 17. Mai
2000, 

beschliesst:

A. Zweck

§ 1.    Dieses Gesetz regelt den Vollzug des Bundesgesetzes über
die Gleichstellung von Frau und Mann (Gleichstellungsgesetz), ins-
besondere das Schlichtungsverfahren.

B. Schlichtungsstelle

I. Zuständigkeit§ 2.    Als Schlichtungsstelle im Sinne von Art. 11 des Gleich-
stellungsgesetzes wird eine Paritätische Schlichtungsstelle für Streitig-
keiten über Diskriminierungen im Erwerbsleben eingesetzt.

Die Schlichtungsstelle ist zuständig für Diskriminierungsstreitig-
keiten aus 
a) privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen, wenn im Kanton ein Ge-

richtsstand gegeben ist,
b) öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnissen des kantonalen und

kommunalen Rechts.

II. Aufgaben§ 3.    Die Schlichtungsstelle berät die Parteien und versucht, eine
Einigung herbeizuführen.

* Der Redaktionsausschuss besteht aus folgenden Mitgliedern: Kurt Schreiber,
Wädenswil (Präsident); Reto Cavegn, Oberengstringen; Jürg Leuthold, Aeugst
a. A.; Sekretärin: Heidi Khereddine-Baumann.
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Bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen können die Parteien die
Schlichtungsstelle im Rahmen ihrer Zuständigkeit als Schiedsgericht
anrufen.

III. Organisation § 4.    Die Schlichtungsstelle setzt sich zusammen aus der oder dem
Vorsitzenden, der Stellvertretung und weiteren 16 Mitgliedern, und
zwar gleich vielen Vertreterinnen und Vertretern der privaten oder
öffentlichen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber und deren Verbände
sowie der Verbände der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Der oder dem Vorsitzenden obliegt die Geschäftsführung der
Schlichtungsstelle.

Der Regierungsrat wählt die Mitglieder der Schlichtungsstelle auf
eine Amtsdauer von vier Jahren. Die privaten und öffentlichen Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber und die Verbände unterbreiten dem
Regierungsrat Wahlvorschläge. Sie achten dabei auf eine gleichmäs-
sige Vertretung von Frauen und Männern.

2. Aufsicht § 5.    Die Schlichtungsstelle untersteht der administrativen Auf-
sicht der zuständigen Direktion des Regierungsrates. Die Schlich-
tungsstelle erstattet ihr jährlich Bericht über ihre Tätigkeit.

3. Besetzung § 6.    Die Schlichtungsstelle wird für jede Verhandlung mit der
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertretung sowie je einem Mit-
glied aus Kreisen der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besetzt. Beide Geschlechter
sind vertreten. Bei der Besetzung ist der rechtlichen Natur des Ar-
beitsverhältnisses Rechnung zu tragen.

IV. Verfahren § 7.    Das Schlichtungsverfahren ist für die Parteien freiwillig. 

2. Einleitung § 8.    Das Begehren um Durchführung des Schlichtungsverfahrens
kann bei der Schlichtungsstelle mündlich oder schriftlich angebracht
werden.

Bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen ist die Schlichtungs-
stelle vor Einreichung der Klage beim Gericht anzurufen.

Bei öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnissen ist das Begehren
spätestens innerhalb der Rechtsmittelfrist gegen die erstinstanzliche
Verfügung anzubringen. Die Anrufung der Schlichtungsstelle unter-
bricht die Rechtsmittelfrist nicht. Zur Wahrung der Rechtsmittelfrist
ist das Rechtsmittel bei der zuständigen Behörde anzumelden. Die
Rechtsmitteleingabe muss weder Antrag noch Begründung enthalten.
Wer von einer Diskriminierung betroffen ist, die nicht auf einer Ver-
fügung beruht, kann die Schlichtungsstelle jederzeit anrufen.

1. Zusammen-
setzung, 
Amtsdauer

1. Freiwilligkeit
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3. Vorsorgliche 
Massnahmen

§ 9.    Wird die Schlichtungsstelle bei öffentlichrechtlichen Ar-
beitsverhältnissen angerufen, bevor eine Verfügung ergangen ist, trifft
die für den Erlass der Verfügung zuständige Behörde auf entsprechen-
des Begehren die nötigen vorsorglichen Massnahmen. Bei Kollegial-
behörden ist in dringenden Fällen die oder der Vorsitzende hiezu er-
mächtigt. 

4. Verhandlung§ 10.    Die Verhandlungen sind mündlich. Die Parteien haben un-
geachtet des Beizugs von Vertreterinnen und Vertretern persönlich zu
erscheinen, für juristische Personen deren zuständige Organe und für
öffentlichrechtliche Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber die zur Ver-
tretung zuständige Person.

Zur Vorbereitung der Schlichtungsverhandlung kann ein Schrif-
tenwechsel angeordnet werden.

b) Durch-
führung

§ 11.    Die Parteien erhalten Gelegenheit, ihren Standpunkt zu
begründen.

c) Sachverhalts-
feststellung, 
Beweismittel

§ 12.    Die Schlichtungsstelle würdigt die eingereichten Urkunden
und kann die Parteien und die von diesen bezeichneten Personen be-
fragen, schriftliche Auskünfte einholen und einen Augenschein durch-
führen. Weitere Beweismittel sind nicht zulässig.

Die Parteien legen die für die Behandlung des Streitfalles not-
wendigen Unterlagen vor.

Soweit dies zum Beweis der Diskriminierung oder Nichtdiskrimi-
nierung geeignet und erforderlich ist, dürfen im Schlichtungsverfahren
Personendaten von nicht am Verfahren beteiligten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern bekannt gegeben werden. 

d) Protokoll§ 13.    Das Protokoll der Verhandlung gibt Aufschluss über:
a) Datum der Verhandlung,
b) Besetzung der Schlichtungsstelle,
c) Parteien,
d) Datum des Begehrens um Durchführung des Verfahrens,
e) Anträge der Parteien,
f) Ergebnis der Verhandlung.

Die oder der Vorsitzende kann das Protokoll selbst führen oder
unter ihrer oder seiner Aufsicht durch eine Hilfsperson führen lassen.

5. Abschluss 
des Verfahrens

§ 14.    Bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen gilt die Einigung
als gerichtlicher Vergleich. Dies gilt auch für Nebenpunkte, die keine
Diskriminierungstatbestände darstellen.

a) Mündlichkeit

a) Einigung
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 Bei öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnissen erlässt die Arbeit-
geberin oder der Arbeitgeber, soweit notwendig, eine entsprechende
Verfügung. 

b) Nicht-
einigung

§ 15.    Kommt keine Einigung zu Stande, stellt dies die Schlich-
tungsstelle fest. 

Macht die klagende Partei den Rechtsstreit bei privatrechtlichen
Arbeitsverhältnissen nicht innerhalb von drei Monaten nach Ab-
schluss des Schlichtungsverfahrens beim Gericht rechtshängig, gilt die
Klage als einstweilen zurückgezogen. 

Beruht bei öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnissen die Streit-
sache auf einer Verfügung, setzt die Rechtsmittelinstanz Frist an, um
die Anträge zu stellen und diese zu begründen. In den anderen Fällen
ist die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber verpflichtet, auf entspre-
chendes Begehren eine anfechtbare Verfügung zu erlassen.

c) ohne Ver-
handlung 
(Säumnisfolgen)

§ 16.    Bleibt die klagende Partei der Schlichtungsverhandlung
ohne genügende Entschuldigung fern, gilt das Begehren um Durch-
führung des Schlichtungsverfahrens als einstweilen zurückgezogen.

Die Schlichtungsstelle stellt die Nichteinigung fest, wenn die be-
klagte Partei
a) ohne genügende Entschuldigung der Verhandlung fernbleibt,
b) der Schlichtungsstelle vorgängig schriftlich mitteilt, dass sie sich

nicht auf das Verfahren einlässt. Diesfalls kann die Feststellung
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden erfolgen. 

d) Rückzug § 17.    Bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen kommt dem
Rückzug des Begehrens im Schlichtungsverfahren keine materielle
Rechtskraft zu.

e) Mitteilung § 18.    Die Schlichtungsstelle teilt das Ergebnis der Verhandlung
den Parteien und im Falle eines hängigen Rechtsmittelverfahrens der
Rechtsmittelinstanz unverzüglich schriftlich mit. Es wird auf allfällige
Verwirkungsfristen und Rechtsmittel hingewiesen.

6. Verfahrens-
kosten und 
Partei-
entschädigung

§ 19.    Das Schlichtungsverfahren ist kostenlos. Bei mutwilliger
Verfahrensführung kann die fehlbare Partei zur Leistung einer Ent-
schädigung an die Gegenpartei verpflichtet werden.

7. Gerichts-
ferien

§ 20.    In den Gerichtsferien können Verhandlungen stattfinden;
Fristen stehen nicht still.
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8. Ergänzende 
Bestimmungen

§ 21.    Im Übrigen gelten für das Verfahren bei privatrechtlichen
Arbeitsverhältnissen die Bestimmungen des Gerichtsverfassungs-
gesetzes und der Zivilprozessordnung und bei öffentlichrechtlichen
Arbeitsverhältnissen die Bestimmungen des VRG sinngemäss. 

C. Änderung bisherigen Rechts

§ 22.    Die nachstehenden Gesetze werden wie folgt geändert:

a) Das Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 24. Mai 1959:

V. Mitteilung 
und Rechts-
mittelbelehrung

§ 10.    Die Erledigung einer Angelegenheit soll schriftlich mit-
geteilt werden:
lit. a–c unverändert;
d) der Schlichtungsstelle im Sinne des Gleichstellungsgesetzes, wenn

eine Schlichtungsverhandlung durchgeführt wurde.
 Abs. 2 und 3 unverändert.

3. Form und 
Mitteilung des 
Entscheides

§ 65.    Der Entscheid des Verwaltungsgerichts ist den am Ver-
fahren Beteiligten und dem Regierungsrat schriftlich und begründet
mitzuteilen. Der Entscheid wird zudem der Schlichtungsstelle im
Sinne des Gleichstellungsgesetzes mitgeteilt, wenn eine Schlichtungs-
verhandlung durchgeführt wurde. 

 Abs. 2 unverändert.

b) Das Gerichtsverfassungsgesetz vom 13. Juni 1976:

Zuständigkeit§ 13.    Das Arbeitsgericht entscheidet Streitigkeiten aus dem Ar-
beitsverhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zwischen
Verleiher und Arbeitnehmer, Streitigkeiten aus dem Vermittlungs-
verhältnis zwischen Vermittler und Stellensuchendem sowie Klagen
von Organisationen gemäss Art. 7 des Gleichstellungsgesetzes. Aus-
genommen sind Streitigkeiten zwischen dem Personal des Bundes, des
Kantons und der Gemeinden und seinen Arbeitgebern.

 Abs. 2 bis 4 unverändert.

1. Grundsätze
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b) als 
Zivilgericht

1 § 43.    Das Obergericht entscheidet als Zivilgericht über die nach
dem Gesetz zulässigen Berufungen, Rekurse und Nichtigkeitsbeschwer-
den gegen Entscheide der Arbeitsgerichte, der Mietgerichte, der Be-
zirksgerichte und der Schiedsgerichte sowie gegen Entscheide der Ein-
zelrichter am Bezirksgericht, am Mietgericht und am Arbeitsgericht.
Es entscheidet ferner über Nichtigkeitsbeschwerden gegen Erledi-
gungsentscheide der Schlichtungsstelle im Sinne des Gleichstellungs-
gesetzes, sofern die Streitigkeit ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis
betrifft.

 Abs. 2 und 3 unverändert.

Zivilentscheide § 185.    Endentscheide und dem Rekurs unterliegende Zwischen-
entscheide in Zivilsachen werden den Parteien und unteren Instanzen
auch nach mündlicher Eröffnung schriftlich mitgeteilt, im Erkennt-
nisverfahren vor Friedensrichter jedoch nur auf Verlangen. End-
entscheide werden zudem der Schlichtungsstelle im Sinne des Gleich-
stellungsgesetzes mitgeteilt, wenn eine Schlichtungsverhandlung
durchgeführt wurde. 

c) Das Anwaltsgesetz vom 3. Juli 1938:

§ 1.    Abs. 1 unverändert.
 Im einfachen und raschen Verfahren gemäss Art. 343 OR sind die

Angestellten der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, de-
nen die Parteien angehören, auch ohne Fähigkeitszeugnis oder Bewil-
ligung im Sinne von § 3 in ihrer beruflichen Eigenschaft zur Vertretung
berechtigt. Dies gilt in Streitigkeiten nach Gleichstellungsgesetz auch
für Angestellte von Organisationen gemäss Art. 7 des Gleichstellungs-
gesetzes.

1 Fassung gemäss Beschluss des Kantonsrates vom 27. März 2000 über das
Gesetz betreffend Anpassung des Prozessrechts im Personen- und Familienrecht.
Vorbehalten bleibt die Rechtskraft dieses Beschlusses bzw. Annahme der Gesetzes-
vorlage durch das Volk.
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d) Die Zivilprozessordnung vom 13. Juni 1976:

§ 32 wird aufgehoben. 

Förderung
der Prozess-
erledigung;
einfaches und
rasches Verfah-
ren

§ 53.    Abs. 1 unverändert. 
Dem einfachen und raschen Verfahren unterstehen:

Ziffern 1 und 2 unverändert;
3. Arbeitsstreitigkeiten und Streitigkeiten aus der Arbeitsvermitt-

lung und dem Personalverleih (Art. 10 Abs. 1 und Art. 23 Abs. 1
AVG) bis zu einem Streitwert von Fr. 20 000 sowie Streitigkeiten
nach Gleichstellungsgesetz;

Ziffern 4 bis 61 unverändert.
 Abs. 3 unverändert.

c) beim Miet- 
und Arbeits-
gericht; in Strei-
tigkeiten nach 
Gleichstellungs-
gesetz

§ 105.    Ohne Sühnverfahren wird die Klage mündlich oder
schriftlich rechtshängig gemacht
Ziffern 1 und 2 unverändert;
3. beim Einzelrichter und beim Bezirksgericht in Streitigkeiten nach

Gleichstellungsgesetz einschliesslich Nebenpunkten, die keine
Diskriminierungstatbestände darstellen, sofern die Klage inner-
halb von drei Monaten nach Abschluss des Schlichtungsverfahrens
eingereicht wird.

D. Referendum

§ 23. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

Im Namen des Redaktionsausschusses
Der Präsident: Die Sekretärin:
Kurt Schreiber Heidi Khereddine-Baumann

1 Fassung gemäss Beschluss des Kantonsrates vom 27. März 2000 über das
Gesetz betreffend Anpassung des Prozessrechts im Personen- und Familienrecht.
Vorbehalten bleibt die Rechtskraft dieses Beschlusses bzw. Annahme der Gesetzes-
vorlage durch das Volk.


